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Sessionsvorschau 
Finanzen, soziale Sicherheit und Service public

Für Travail.Suisse, die unabhängige Dachorganisation der Arbeitnehmenden, stehen die wichtigsten Geschäfte der anstehenden Wintersession unter einem schlechten Stern. Vom Sparprogramm des Bundesrates über die Revisionen von AHV und AVIG bis hin zur geplanten Liberalisierung des Postmarktes kommen Geschäfte ins Parlament, die verfehlt oder so gut wie gescheitert sind. Einziger Lichtblick ist die parl. Initiative „Ein Kind – eine Zulage“, die endlich allen Kindern eine Kinderzulage bescheren soll. 

Die einschneidende Krise hat die Bedeutung des Staates, des Service public und der sozialen Sicherheit für die Wirtschaft und Gesellschaft klar zu Tage gebracht. Anstatt aus dieser Erfahrung die nötigen Lehren zu ziehen, macht das Parlament wie bisher weiter. Verfehlte Sparprogramme des Bundes, Liberalisierung des Service public, Sozialabbau stehen zur Diskussion.
Finanzplan 2011 bis 2013: Konjunktur wird abgemurkst anstatt gestützt
Nachdem das Parlament Stabilisierungsprogramme im Umfang von knapp 2 Milliarden Franken für das Jahr 2009 und von 1.3 Milliarden Franken für das Jahr 2010 beschlossen hat, legt Finanzminister Merz nun einen Finanzplan vor, in dem von 2011 bis 2013 jährlich ca. 1.5 Milliarden Franken Einsparungen vorgesehen sind. Mit diesem Vorgehen droht der Bund die Effekte der Stabilisierungsprogramme abzuwürgen und den Aufschwung abzumurksen, der für diese Jahre erwartet wird. Zudem dürften davon so zentrale und für die Zukunft der Schweiz entscheidende Aufgaben betroffen sein wie die Förderung alternativer Energien mit einem Solarfonds (Motion Sommaruga, vom Ständerat bereits gutgeheissen) oder die Anschubfinanzierung von familienexternen Kinderbetreuungsplätzen. Solche Sparübungen sind wirtschaftspolitischer Unfug.
Revision der Arbeitslosenversicherung ist gescheitert

Eine sicher finanzierte Arbeitslosenversicherung mit gut ausgebauten Leistungen ist zentral für den Erhalt des flexiblen Arbeitsmarktes in der Schweiz. Die Vorlage zur ALV, die in der Wintersession in den Nationalrat kommt, stellt sowohl die sichere Finanzierung als auch die guten Leistungen in Frage. Einerseits ist ein Leistungsabbau im Umfang von rund 550 Millionen Franken vorgesehen. Die Leistungskürzungen sind einschneidend: So sollen beispielsweise die Beitragszeiten erhöht und die Anzahl Taggelder reduziert werden. Absolut inakzeptabel ist, dass von den Leistungskürzungen in erster Linie die ohnehin bereits flexiblen Arbeitnehmenden betroffen sind. Andererseits sind die Finanzierungsvorschläge unseriös: So dauert die Sanierung des Fonds bei einem Schuldenstand von 11 Milliarden Franken per Ende 2010 rund 24 Jahre – bis ins Jahr 2034! Für eine konjunkturabhängige Sozialversicherung ein gefährlich langer Zeithorizont (siehe auch Artikel von Susanne Blank in diesem Pressedienst)

AHV-Revision: Taktische Spielchen mit unsicherem Ausgang

Die Sozialkommission des Nationalrates hat an ihrer letzten Sitzung beschlossen, den Vorbezug der AHV-Rente bei Personen mit kleinen und mittleren Einkommen abzufedern. Die von der Mehrheit der Kommission beschlossene soziale Abfederung der flexiblen Pensionierung entspricht in weiten Teilen dem von Travail.Suisse vorgeschlagenen Modell. Noch vor einem Jahr lehnte dieselbe Kommission jeden sozialen Ausgleich ab. Es bestehen deshalb erhebliche Zweifel, dass diese Kehrtwende auf der Einsicht beruht, dass ein sozialer Ausgleich notwendig ist. Vielmehr wurden taktische Spielchen gespielt. Die vielen Enthaltungen weisen darauf hin. Für Travail.Suisse ist jedoch klar, dass eine 11. AHV-Revision ohne echten sozialen Ausgleich, aber mit Sozialabbau unweigerlich das Referendum nach sich ziehen wird. Und eine Erhöhung des AHV-Alters der Frauen ohne eine echte Flexibilisierung hätte bei einer allfälligen Volksabstimmung keine Chance. Das hat die Volksabstimmung im Jahr 2004 gezeigt. 

Liberalisierung des Postmarktes: 
Nur mit sicherer Finanzierung der Grundversorgung und einer GAV-Pflicht
Mit dem neuen Postgesetz sollen die Weichen in Richtung einer Liberalisierung des schweizerischen Postmarktes gestellt werden. Dies ist für Travail.Suisse nur akzeptabel, wenn die Rahmenbedingungen richtig gesetzt werden. Dies ist aber im Entwurf zur neuen Postmarktgesetzgebung nicht der Fall. Einerseits braucht es eine sichere Finanzierung der Grundversorgung. Für Travail.Suisse ist das Briefmonopol der einfachste und effizienteste Weg, um die Grundversorgung sicherzustellen. Andererseits darf die Liberalisierung des Postmarktes nicht dazu führen, dass der Wettbewerb auf dem Buckel der Angestellten ausgetragen wird. Die Erfahrungen in anderen Ländern sind hier sehr negativ. Um ähnliche Entwicklungen zu verhindern, muss ein allgemeinverbindlicher Branchen-GAV als Pflicht ins Gesetz aufgenommen werden.
Ein Kind – eine Zulage: Kurz vor dem Ziel
Bereits im Jahr 2001 hat Travail.Suisse die eidgenössische Volksinitiative „Für faire Kinderzulagen“ lanciert. Eines der wichtigsten Ziele der Initiative bestand darin, jedem Kind eine Kinderzulage zu verschaffen. Das Parlament hat dann auf Druck der Initiative ein Gesetz beschlossen, das zwar substanzielle Verbesserungen für die Familien gebracht hat, aber leider nach wie vor nicht für jedes Kind eine Zulage vorsieht. Mit der parlamentarischen Initiative von Hugo Fasel soll dies geändert werden. Nachdem bereits die zuständigen Kommissionen von Nationalrat und Ständerat zugestimmt haben, sind wir mit unserem Anliegen nun kurz vor dem Ziel. 
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